
Rückmeldung des Referats für Chancengleichheit zu Ihrem Anliegen 
 
 
Liebe xxx 
 
wie bereits im Kinder- und Jugendhilfeausschuss am 24.11.2025 mündlich berichtet, möchten 
wir Sie heute noch schriftlich über die Umsetzung der Istanbul-Konvention (IK) auf kommunaler 
Ebene in Freiburg informieren. Die IK ist das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt. Folgende Meilensteine, auch auf 
Bundes- und Landesebene, sind 2025 zu verzeichnen: Auf massiven Druck der Zivilgesellschaft 
hin, trat auf Bundesebene im Februar 2025 das Gewalthilfegesetz in Kraft. Ab 01.01.2032 greift 
der individuelle Rechtsanspruch auf kostenlosen Schutz und Beratung für Betroffene von 
Gewalt, den die jeweiligen Bundesländer bis dahin sicherstellen müssen.  
Aktuell gibt es noch Handlungsbedarfe, so z. B. beim Schutz von Migrant*innen und queeren 
Menschen und bei der Konkretisierung der Präventions- und Täter*innenarbeit.  
Näheres, siehe https://www.frauenhauskoordinierung.de/arbeitsfelder/rechtsanspruch-auf-
schutz/gewalthilfegesetz   
 
Im neuen Alternativbericht des Bündnisses Istanbul-Konvention (BIK) ist zu lesen, dass 
Deutschland den menschenrechtlichen Verpflichtungen zum Schutz vor geschlechtsspezifischer 
Gewalt nicht gerecht wird. Unter anderem wird betont, dass eine nachhaltigere Strategie und 
Finanzierung der Basisarbeit im Gewaltschutz erfolgen muss.  
Weiteres, siehe https://www.vernetzungsstelle.de/aktuelles/detail/alternativbericht-zur-
istanbul-konvention-deutschland-wird-seinen-menschenrechtlichen-verpflichtungen-zum-
schutz-vor-geschlechtsspezifischer-gewalt-nicht-gerecht  
 
Das Land Baden-Württemberg hat im Oktober 2025 einen neuen Aktionsplan zur Umsetzung 
der IK mit Bezug auf das Bundesgewalthilfegesetz veröffentlicht. Bei der Erarbeitung waren 
Fachstellen aus Freiburg beteiligt. Welche der aufgelisteten Maßnahmen tatsächlich in die 
Umsetzung kommen, ist noch nicht ersichtlich. 
Siehe  
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/de/soziales/gegen-gewalt-an-
frauen/landesaktionsplan  
 
Sie hatten sich bei Ihrem Statement vor allem auf die Stadt Freiburg bezogen und einige 
Aktivitäten aufgezählt, die Ihnen nicht weit genug reichen. Ja, Sie haben recht. Angesichts des 
hohen Ausmaßes an Gewalt gegen Frauen und Mädchen muss gerade auch vor Ort in den 
Kommunen noch viel getan werden. Dennoch werden sowohl das Frauen- und 
Kinderschutzhaus, als auch zahlreiche Fachstellen, die präventiv und beratend in diesem Bereich 
tätig sind, mit einem jährlichen Zuschuss von rd. 1,15 Mio EUR bezuschusst. Es gibt in Freiburg 
ein vorbildliches Netzwerk an Hilfen und sehr gute Kooperationen. Auch entwickeln Fachstellen 
immer wieder neue Ideen und eigene Initiativen, so z. B. selbst konzipierte Ausstellungen für 
Schulen gegen sexualisierte Gewalt. Und erst vor kurzem ist dank der „Aktion Mensch“ eine 
neue Anlaufstelle namens LUCA für Mädchen und junge Frauen bei häuslicher Gewalt eröffnet 
worden.  
 
Mit der Umsetzung eines Aktionsplanes, der einstimmig vom Gemeinderat zur Umsetzung 
beschlossen wurde, hat sich die Stadt Freiburg dieses Jahr außerdem auf den Weg gemacht 
den Gewaltschutz für Frauen, Mädchen, queere Menschen und vulnerable Personengruppen im 
Sinne der IK, nachhaltig zu verbessern.  
Siehe https://www.freiburg.de/aktionsplan-gewaltpraevention   
 
Eine neue städtische Koordinationsstelle, die 2025 beim Referat für Chancengerechtigkeit 
angesiedelt wurde, koordiniert die Aktionen und schreibt den Plan fort. Für den Doppelhaushalt 
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2025/26 wurden acht aufeinander abgestimmte Maßnahmen priorisiert und mit einem 
entsprechenden Budget versehen. Sie sollen dazu beitragen die Gewalt, die aus patriarchalen 
Strukturen unserer Gesellschaft und damit einhergehenden Rollenbildern erfolgt, gezielt 
einzudämmen. Hierzu gehören jährliche Veranstaltungen, z. B. Fachtagungen oder 
Beteiligungsformate, das Projekt StoP, Stadteile ohne Partnergewalt in Freiburg-Weingarten, 
der Ausbau der Arbeit mit Jungen und männlichen Jugendlichen in allen pädagogischen 
Institutionen, die Weiterentwicklung und Verbreitung eines lokalen Präventionsprogrammes für 
Kindertageseinrichtungen gegen sexualisierte und häusliche Gewalt (PUGS+), der Aufbau eines 
Kompetenz- und Fortbildungszentrums zum Gewaltschutz, verstärkte Kampagnenarbeit zur 
Aufklärung und Sensibilisierung, die Durchführung eines Schulaktionstages gegen Gewalt im 
SC Stadion in 2026 sowie die sozialtherapeutische Arbeit mit gewaltausübenden erwachsenen 
Menschen im Bereich sexualisierte Gewalt und Stalking.  
 
Dennoch gibt es nach wie vor Lücken in der Gewaltprävention und beim Opferschutz. Zum 
Beispiel stellt sich die Versorgungslage von Frauen mit Schutzbedarf zunehmend als Problem 
in unserer Region dar. Vor allem wenn Frauen ihr Zuhause aus Sicherheitsgründen verlassen 
müssen. Derzeit werden Gespräche mit den umliegenden Landkreisen für mehr 
Frauenhausplätze geführt.  
Dass die Betroffenenzahlen gestiegen sind, kann ein Zeichen dafür sein, dass die seit ein paar 
Jahren verstärkte Präventionsarbeit das Dunkelfeld erhellt hat, dass z. B. mehr Taten zur 
polizeilichen Anzeige kommen. In Bezug auf die hohe Anzahl an Femiziden wird aber auch klar, 
dass wir unbedingt noch mehr in die Vernetzungstätigkeit, Primärprävention, Sensibilisierungs- 
und Bewusstseinsarbeit investieren müssen. Aufgrund des großen Vernetzungsbedarfes von 
Polizei, Justiz und sozialer Arbeit mit dem Gesundheitswesen fand im September 2025 eine 
zweitätige Fachtagung „Gewaltbetroffene Frauen“ statt. Wir konnten über 500 Fachpersonen 
erreichen, fortbilden und miteinander vernetzen.  
 
Im kommenden Jahr wird es im Rahmen der Kampagne gegen Gewalt 
Beteiligungsmöglichkeiten für die Bevölkerung geben, z. B. über die sozialen Medien. Dabei 
wollen wir die breite Öffentlichkeit erreichen und nicht nur diejenigen, die sich bereits 
feministisch engagieren und für den Gewaltschutz stark machen. Das war ja auch eines Ihrer 
hervorgebrachten Anliegen.  
 
Nach dem Aufbau des Kompetenz- und Fortbildungszentrums zum Gewaltschutz (KomFor), das 
es in Deutschland in dieser Form noch nicht gibt, könnte eventuell auch eine Schulung für 
Taxifahrer in Bezug auf das Frauen-Nacht-Taxi angeboten werden. Auch sind Weiterbildungen 
für Fachkräfte und Veranstaltungen und Fortbildungen für ungeschultes Personal, 
Ehrenamtliche und sonstige Personen geplant. 
 
Die Stadt Freiburg hat im bundesweiten Vergleich mittlerweile eine Vorreiterrolle 
eingenommen, da sie eine Gewaltschutzstrategie erarbeitet hat, die aktuell auch tatsächlich 
umgesetzt wird. 
 
Bei Rückfragen oder bei Interesse an einer Beteiligung können Sie sich gerne melden unter 0761 
/ 201 – 1720 oder sabine.burkhardt@freiburg.de  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Sabine Burkhard 
Referat für Chancengerechtigkeit 
Koordination Umsetzung Istanbul-Konvention 
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